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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2021/03/0005 E 16. November 2021 RS 3 

Stammrechtssatz 

Der Rechtsbehelf der Beschwerde gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- 
und Zwangsgewalt dient dem Zweck, eine Lücke im Rechtsschutzsystem zu schließen. Es sollten mit 
dieser Beschwerde aber nicht Zweigleisigkeiten für die Verfolgung ein und desselben Rechtes geschaffen 
werden. Was in einem Verwaltungsverfahren ausgetragen werden kann, kann daher nicht Gegenstand 
einer Maßnahmenbeschwerde sein, wobei die Zulässigkeit dieser Beschwerde insbesondere auch nicht 
von der (allenfalls längeren) Dauer des sonst zur Rechtsdurchsetzung zur Verfügung stehenden 
Verwaltungsverfahrens abhängt. Wird ein Bescheid erlassen, können die - bereits vorgenommenen - 
damit zusammenhängenden faktischen Verfügungen nicht mehr mit Maßnahmenbeschwerde bekämpft 
werden (vgl. VwGH 20.10.2020, Ra 2019/16/0107, mwN). 
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